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MENNENÖH GRASSKAMP DERKSEN · WIRTSCHAFTSPRÜFER · STEUERBERATER · DÜSSELDORF   A. Prüfungsauftrag  Die  Volksbank Emmerich-Rees eG vertreten durch den Vorstand Holger Zitter und den Vorstandsassistenten Gregor Tück hat uns mit Schreiben vom 14. April 2022 beauftragt, die Zweckbindung des neu entwickelten Nachhaltigkeit-Sparbrief als bankeigenes Pas-sivprodukt zu prüfen. Wir haben den Auftrag mit Auftragsbestätigungsschreiben vom 29. April 2022 angenommen. Die unterschriebene Zweitschrift haben wir zurück-erhalten. Hinderungsgründe für die Auftragsannahme nach gesetzlichen oder be-rufsständischen Vorschriften bestehen nicht. Wir bestätigen, dass wir bei unserer Abschlussprüfung die anwendbaren Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben. Für die Durchführung des Auftrages und unsere Verantwortlichkeit sind, auch im Verhältnis zu Dritten, die diesem Bericht als letzte Anlage beigefügten, den Richtlinien des Instituts der Wirtschafts-prüfer in Deutschland e.V. (IDW) entsprechenden „Allgemeinen Auf-tragsbedingungen“ in der Fassung vom 1. Januar 2017 maßgebend. Wir verweisen ergänzend auf die dort in Buchstabe F bzw. Ziffer 9 ent-haltenen Haftungsregelungen und auf den Haftungsausschluss gegenüber Dritten sowie die weiteren Bestimmungen der beigefügten Anlage „Haf-tung und Verwendungsvorbehalt“. 



MENNENÖH GRASSKAMP DERKSEN · WIRTSCHAFTSPRÜFER · STEUERBERATER · DÜSSELDORF   -2- Über den Umfang und das Ergebnis unserer Prüfung erstatten wir der Volksbank Emmerich-Rees eG diesen Bericht, der entsprechend dem IDW Prüfungsstandard „Grundsätze ordnungsmäßiger Erstellung von Prü-fungsberichten“ (PS 450 n.F.) verfasst wurde.  



MENNENÖH GRASSKAMP DERKSEN · WIRTSCHAFTSPRÜFER · STEUERBERATER · DÜSSELDORF   -3- B. Prüfungsdurchführung Zur besseren Beurteilung der Prüfungstätigkeit durch die Berichts-adressaten hat der Prüfer Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung zu erläutern. I. Gegenstand der Prüfung Gegenstand unseres Auftrags ist die Prüfung der Zweckbindung des neu entwickelten Nachhaltigkeit-Sparbriefes als bankeigenes Passivpro-dukt durchzuführen. Der Nachhaltigkeit-Sparbrief erfolgt als Einlage zur Refinanzierung von Immobilienkrediten. Zweckbindung meint in diesem Zusammenhang, dass die hier zusammen gefassten Immobilienkredite dazu dienen, Ge-bäude mit einem Jahres Primärenergiebedarf von <= 50 KWh/qm zu er-richten oder bestehende Gebäude so zu sanieren, dass der Energiebe-darf nach Sanierung <=50 KWh/qm beträgt. II. Art und Umfang der Prüfung Wir haben unsere Prüfung nach §§ 316 ff. HGB unter Beachtung der vom IDW festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-schlussprüfung vorgenommen.  Grundlage unseres risiko- und prozessorientierten Prüfungsvorgehens ist die Erarbeitung einer Prüfungsstrategie. Diese basiert auf der Beurteilung des wirtschaftlichen und rechtlichen Umfelds der Ge-sellschaft, ihrer Ziele, Strategien und Risiken aus diesem bankei-genen Produkt, die wir anhand kritischer Erfolgsfaktoren beurteilen.  Die Prüfung des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems ist nicht Gegenstand unserer Prüfung. Die Erkenntnisse aus der Prüfung der Prozesse haben wir bei der Auswahl der analytischen Prüfungshandlungen (Plausibilitätsbeurtei-lungen) und der Einzelfallprüfungen hinsichtlich der Nachweise zur Nachhaltigkeit berücksichtigt.  Im unternehmensindividuellen Prüfungsprogramm haben wir die Schwer-punkte unserer Prüfung, Art und Umfang der Prüfungshandlungen sowie 



MENNENÖH GRASSKAMP DERKSEN · WIRTSCHAFTSPRÜFER · STEUERBERATER · DÜSSELDORF   -4- den zeitlichen Prüfungsansatz und den Einsatz von Mitarbeitern fest-gelegt. Hierbei haben wir die Grundsätze der Wesentlichkeit und der Risikoorientierung beachtet und daher unser Prüfungsurteil überwie-gend auf der Basis von Stichproben getroffen. Unser Prüfungsprogramm hat folgenden Schwerpunkt umfasst: 
� Nachweis darüber, dass die refinanzierten Immobilienkredite unter Nachhaltigkeitsgesichtspunkten erfolgt sind. Weiterhin haben wir unter anderem folgende Standardprüfungshandlun-gen vorgenommen: 
� Bankinterner Testkauf des Produkts Nachhaltigkeit-Sparbrief.Die Geschäftsführung und die von ihr benannten Personen haben uns alle erbetenen Auskünfte und Nachweise analog § 320 HGB bereitwillig erbracht, die wir als Prüfer nach pflichtgemäßem Ermessen zur ord-nungsgemäßen Durchführung unseres Auftrags benötigen. III. Unabhängigkeit Bei unserer Prüfung wurde die Vorschrift des § 321 Abs. IVa HGB zur Unabhängigkeit analog beachtet. 



MENNENÖH GRASSKAMP DERKSEN · WIRTSCHAFTSPRÜFER · STEUERBERATER · DÜSSELDORF   -5- C. Feststellungen und Erläuterungen zur Zweckbindung I. Immobilienkredite Die Volksbank Emmerich-Rees eG hat 115 Immobilienkredite mit einem Gesamtvolumen von EUR 23.914.510,29 zusammengefasst. Das ursprüng-liche Darlehensvolumen betrug dabei EUR 29.805.467,10. Diese Zusam-menfassung geschah dergestalt, dass in der Sonderheit 5 eine „1“ eingetragen wurde. Als zusammenfassendes Ergebnis unserer Prüfung in diesem Bereich halten wir fest: 
� die übergebene Liste der Immobilienkredite weist insgesamt 127 Kreditengagements aus; bei 12 der Immobilienkrediten ist der Ka-pitalsaldo per Stichtag 30. April 2022 EUR 0,00, so dass diese nicht berücksichtigt wurden. Hierdurch reduziert sich das ur-sprüngliche Darlehnsvolumen von EUR 32.691.467,10 um EUR 2.886.000,00 auf EUR 29.805.467,10. 
� Alle Immobilienkredite wiesen in der Sonderheit 5 eine „1“ aus, wobei zusätzlich drei Korrekturen vom 2. Mai 2022 berücksichtigt waren. 
� Alle Immobilienkrediten lagen Maßnahmen zugrunde, die zu einem Jahres-Primärenergiebedarf von <= 50KWh/qm führen. II. Nachhaltigkeitsnachweis Aus der Gesamtheit der Immobilienkredite wurde eine Stichprobe nach mathematisch-wissenschaftlichen Methoden von 47 Kreditvergaben er-mittelt. Dies entspricht 40,87 % der Immobilienkredite mit einer Sonderheit 5 von „1“. Das Kapitalvolumen der Stichproben beträgt EUR 15.812.635,99 und damit 66,12 % des Gesamtvolumens der Immobilien-kredite. Als zusammenfassendes Ergebnis unserer Prüfung in diesem Bereich halten wir fest: 
� Zu 43 Stichproben lagen Anträge auf KFW-Förderung nach den KFW- Programmen 151, 153 oder 261 vor. In vier Fällen stimmten die hinterlegten Datenblätter nicht mit der Kundennummer aus der 



MENNENÖH GRASSKAMP DERKSEN · WIRTSCHAFTSPRÜFER · STEUERBERATER · DÜSSELDORF   -6- Stichprobe überein. Dieses lag an einem internen Fehler. Die entsprechenden Nachweise wurden am folgenden Tag nachgereicht, so dass keine Fehler festgestellt werden konnten. 
� Auf den hinterlegten Datenblättern war für die Zeit nach Abschluss der geplanten Maßnahmen von einem Energieberater der Jahres-Pri-märenergie-Bedarf bestätigt, der demjenigen in der Liste der Im-mobilienkredite entsprach. 
� Alle Kredite aus der Stichprobe haben die Voraussetzung, dass ein Objekt/eine Maßnahme mit einem Immobilienkredit gefördert wurde, welche zu einem Jahres-Primärenergie-Bedarf von <= 50 kWh/qm führt. III. Nachhaltigkeits-Sparbrief Die Volksbank Emmerich-Rees eG hat Sparbriefe aufgelegt, deren Aus-gabevolumen EUR 5.000.000,00 beträgt. Die Stückelung der Sparbriefe beträgt dabei EUR 2.000,00 (Mindestanlagebetrag) bis EUR 100.000,00 (Höchstanlagebetrag). Ein Vertrieb erfolgt nur an Kunden der Volks-bank Emmerich-Rees eG über das bankeninterne System, der Kunde er-hält eine Sparbrief-Urkunde als e-paper. Der Sparbrief hat eine Laufzeit von 5 Jahren und ist mit einem Garantiezins von 1,00 % p.a. ausgestattet. Im Rahmen eines Testkaufs im bankeninternen System konnten wir uns von der Wirksamkeit des Systems überzeugen, insbesondere von der Einhaltung des Mindestanlagebetrags sowie der Zurverfügungstellung der e-paper-Urkunde. IV. Gesamtaussage zur Zweckbindung Als Ergebnis unserer Prüfung stellen wir als Prüfer fest, dass der Nachhaltigkeits-Sparbrief als Termineinlage mit einem Portfolio an Immobilienkrediten verbunden ist, zu dessen Refinanzierung der Nach-haltigkeits-Sparbrief dient. Dieses Portfolio an Immobilienkrediten wurde zur Finanzierung von Maßnahmen begeben, die der Herstellung oder Sanierung von Gebäuden dienen, um einen Jahres-Primärenergie-Bedarf von <= 50 kWh/qm zu 



MENNENÖH GRASSKAMP DERKSEN · WIRTSCHAFTSPRÜFER · STEUERBERATER · DÜSSELDORF   -7- erfüllen. Die vorgesehene Zweckbindung der Nachhaltigkeit ist daher erfüllt. V. Zusammenfassende Beurteilung Nach unserer pflichtgemäß durchgeführten Prüfung sind wir zu der in unserer Bescheinigung getroffenen Beurteilung gelangt, dass die  Zweckbindung des neu entwickelten Nachhaltigkeit-Sparbriefs zur Re-finanzierung von Immobilienkrediten mit einem nachhaltigen Jahres-Energie-Effizienz-Standard von <= 50 KWh/qm (gemäß EnEV Energieein-sparverordnung) erfüllt ist. 



MENNENÖH GRASSKAMP DERKSEN · WIRTSCHAFTSPRÜFER · STEUERBERATER · DÜSSELDORF   -8- D. Bescheinigung Hiermit bescheinigen wir der Volksbank Emmerich-Rees eG, dass die Zweckbindung des Nachhaltigkeits-Sparbriefs hinsichtlich der refi-nanzierenden Immobilienkredite eingehalten wurde. Düsseldorf, den 12. Mai 2022 J. Derksen                      M. Graßkamp                      Wirtschaftsprüfer               Wirtschaftsprüfer  



Besondere Auftragsbedingungen Stand: 1. Januar 2019  Vorbemerkungen Diese Auftragsbedingungen ergänzen und konkretisieren die vom Institut der Wirtschaftsprüfer e. V. herausgegebenen Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprü-fungs-gesellschaften vom 01.01.2017 und sind diesen gegenüber vorrangig anzuwenden. Sie gelten nachrangig zu einem Auftrags-bestätigungsschreiben. Das Auftragsbestätigungsschreiben zu-sammen mit allen Anlagen bildet die „Sämtlichen Auftragsbedin-gungen“.  A. Prüfungsgrundsätze Wir werden die Prüfung gemäß § 317 HGB und unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer e. V. festgestellten deut-schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung ("GoA") ri-sikoorientiert durchführen. Dem entsprechend werden wir die Prü-fung unter Beachtung der Grundsätze gewissenhafter Berufsaus-übung so planen und anlegen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf den Prüfungsgegenstand laut Auftragsbestätigungs-schreiben wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit er-kannt werden.  Wir werden die von uns als notwendig erachteten Prüfungshand-lungen durchführen und einen Vermerk nach § 322 HGB erteilen. Über die Durchführung unserer Prüfung werden wir in berufsübli-chem Um-fang berichten. Um Art, Zeit und Umfang der einzelnen Prüfungs-handlungen in zweckmäßiger Weise festzulegen, werden wir, soweit wir es für erforderlich halten, das System der rech-nungslegungsbezogenen internen Kontrollen prüfen und beurtei-len, insbesondere so-weit es der Sicherung einer ordnungsgemä-ßen Rechnungslegung dient. Wir werden damit aber nicht beurtei-len, ob der Fortbestand des geprüften Unternehmens oder die Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der Geschäftsführung zugesi-chert werden kann (§ 317 IVa HGB). Wie berufsüblich, werden wir die Prüfungshandlungen in Stichproben durchführen, sodass ein unvermeidliches Risiko besteht, dass auch bei pflichtgemäß durch-geführter Prüfung selbst wesentliche falsche Angaben unentdeckt bleiben können. Daher werden z.B. Unterschlagungen und andere Unregelmäßigkeiten durch die Prüfung nicht notwendigerweise aufgedeckt. Wir weisen darauf hin, dass die Prüfung in ihrer Ziel-setzung nicht auf die Aufdeckung von Unterschlagungen und an-deren Unregelmäßigkeiten, die nicht die Übereinstimmung des Prüfungsgegenstands mit den maßgebenden Rechnungslegungs-grundsätzen betreffen, ausgerichtet ist. Sollten wir jedoch im Rah-men der Prüfung derartige Sachverhalte feststellen, werden wir dies dem Auftraggeber unverzüglich zur Kenntnis bringen.  Es ist Aufgabe der gesetzlichen Vertreter des Auftraggebers, we-sentliche Fehler im Prüfungsgegenstand zu korrigieren und uns gegenüber in der Vollständigkeitserklärung zu bestätigen, dass die Auswirkungen etwaiger nicht korrigierter Fehler, die von uns wäh-rend des aktuellen Auftrags festgestellt wurden sowohl einzeln als auch in ihrer Gesamtheit für den Prüfungsgegenstand unwesent-lich sind.  B. Auftragsverhältnis Werden uns Dokumente, die rechtliche Relevanz haben, zur Ver-fügung gestellt, stellen wir ausdrücklich klar, dass wir weder eine Verpflichtung zur rechtlichen Beratung bzw. Überprüfung haben, noch dass dieser Auftrag eine allgemeine Rechtsberatung beinhal-tet. Der Auftraggeber hat daher auch eventuell im Zusammenhang mit der Durchführung dieses Auftrages von uns zur Verfügung ge-stellte Musterformulierungen zur abschließenden juristischen Prü-fung seinem verantwortlichen Rechtsberater vorzulegen. Der Auf-traggeber ist verantwortlich für sämtliche Geschäftsführungsent-scheidungen im Zusammenhang mit unseren Leistungen, die Ver-wendung unserer Ergebnisse und die Entscheidung darüber, in-wieweit unsere Leistungen für eigene interne Zwecke des Auftrag-gebers geeignet sind.  C. Informationszugang Es liegt in der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter des Auf-trag-gebers, uns einen uneingeschränkten Zugang zu den für den Auftrag erforderlichen Aufzeichnungen, Schriftstücken und sonsti-gen Informationen zu gewährleisten. Das Gleiche gilt für die Vor-lage zusätzlicher Informationen, die vom Auftraggeber zusammen mit dem Ab-schluss sowie ggf. dem zugehörigen Lagebericht ver-öffentlicht wer-den. Der Auftraggeber, wird diese rechtzeitig vor Er-teilung des Bestätigungsvermerks bzw. unverzüglich sobald sie vorliegen, zugänglich machen. Sämtliche Informationen, die uns vom Auftraggeber o-der in seinem Auftrag zur Verfügung gestellt werden („Auftraggeber-informationen“), müssen vollständig sein.  D. Mündliche Auskünfte 

Soweit der Auftraggeber beabsichtigt, eine Entscheidung oder sonstige wirtschaftliche Disposition auf Grundlage von mündlich erteilten Informationen zu treffen, so ist der Auftraggeber verpflich-tet, entweder (a) uns rechtzeitig vor einer solchen Entscheidung zu informieren und uns zu bitten, das Verständnis des Auftraggebers über solche Informationen schriftlich zu bestätigen oder (b) in Kenntnis des oben genannten Risikos einer solchen mündlich er-teilten Information jene Entscheidung in eigenem Ermessen und in alleiniger Verantwortung zu treffen.  E. Entwurfsfassungen Entwurfsfassungen eines Arbeitsergebnisses dienen lediglich un-seren internen Zwecken und/oder der Abstimmung mit dem Auf-traggeber und stellen demzufolge nur eine Vorstufe des Arbeitser-gebnisses dar. Sie sind nicht verbindlich und erfordern eine wei-tere Durchsicht. Wir sind grundsätzlich nicht dazu verpflichtet, un-sere endgültigen Arbeitsergebnisse im Hinblick auf nach deren Fertigstellung oder Aus-lieferung eingetretene Ereignisse zu aktua-lisieren.  F. Freistellung Der Auftraggeber ist dazu verpflichtet, uns von allen Ansprüchen Dritter (einschließlich verbundener Unternehmen) sowie daraus folgen-den Verpflichtungen, Schäden, Kosten und Aufwendungen (insbesondere angemessene externe Anwaltskosten) freizustellen, die aus der Verwendung des Arbeitsergebnisses durch Dritte re-sultieren und die Weitergabe direkt oder indirekt durch den Auf-traggeber oder auf seine Veranlassung hin erfolgt ist. Diese Ver-pflichtung besteht nicht in dem Umfang, wie wir uns ausdrücklich schriftlich damit einverstanden erklärt haben, dass der Dritte auf das Arbeitsergebnis vertrauen darf.  G. Elektronische Datenversendung (E-Mail) Den Parteien ist die Verwendung elektronischer Medien zum Aus-tausch und zur Übermittlung von Informationen gestattet und diese Form der Kommunikation stellt als solche keinen Bruch von etwai-gen Verschwiegenheitspflichten dar. Den Parteien ist bewusst, dass die elektronische Übermittlung von Informationen (insbeson-dere per E-Mail) Risiken (z.B. unberechtigter Zugriff Dritter) birgt.  Jegliche Änderung der von uns auf elektronischem Wege über-sandten Dokumente ebenso wie jede Weitergabe von solchen Do-kumenten auf elektronischem Wege an Dritte darf nur nach unse-rer schriftlichen Zustimmung erfolgen.  H. Vollständigkeitserklärung Die von den gesetzlichen Vertretern erbetene Vollständigkeitser-klärung umfasst gegebenenfalls auch die Bestätigung, dass die in einer Anlage zur Vollständigkeitserklärung zusammengefassten Auswirkungen von nicht korrigierten falschen Angaben im Prü-fungsgegen-stand sowohl einzeln als auch insgesamt unwesent-lich sind. I. Geltungsbereich Die in den Sämtlichen Auftragsbedingungen enthaltenen Re-ge-lungen – einschließlich der Regelung zur Haftung – finden auch auf alle künftigen, vom Auftraggeber erteilten sonstigen Aufträge entsprechend Anwendung, soweit nicht jeweils gesonderte Verein-barungen getroffen werden bzw. über einen Rahmenvertrag er-fasst werden oder soweit für uns verbindliche in- oder ausländi-sche gesetzliche oder behördliche Erfordernisse einzelnen Rege-lungen zu Gunsten des Auftraggebers entgegenstehen.  Für unsere Leistungen gelten ausschließlich die Bedingungen der Sämtlichen Auftragsbedingungen; andere Bedingungen werden nicht Vertragsinhalt, wenn der Auftraggeber diese mit uns im Ein-zelnen nicht ausdrücklich schriftlich vereinbart hat. Allgemeine Ein-kaufsbedingungen, auf die im Rahmen automatisierter Bestellun-gen Bezug genommen wird, gelten auch dann nicht als einbezo-gen, wenn wir diesen nicht ausdrücklich widersprochen haben.  J. Anwendbares Recht / Gerichtsstand Für die Auftragsdurchführung sind die von den maßgeblichen deutschen berufsständischen Organisationen (Wirtschaftsprüfer-kammer, Institut der Wirtschaftsprüfer e. V., Steuerberater-kam-mern) entwickelten und verabschiedeten Berufsgrund-sätze, so-weit sie für den Auftrag im Einzelfall anwendbar sind, bestimmend.  Auf das Auftragsverhältnis und auf sämtliche hieraus oder auf-grund der Erbringung der darin vereinbarten Leistungen resultie-renden außervertraglichen Angelegenheiten oder Verpflichtungen findet deutsches Recht Anwendung.  Ausschließlicher Gerichtsstand für alle in Verbindung mit dem Auf-trag oder den darunter erbrachten Leistungen entstehen-den Rechtsstreitigkeiten ist der Sitz unserer Kanzlei / Berufs-gesell-schaft in Deutschland.



Haftung und Verwendungsvorbehalt Im Prüfungsbericht fasst der Abschlussprüfer die Ergebnisse seiner Arbeit insbesondere für jene Organe des Unternehmens zusammen, denen die Überwachung obliegt. Der Prü-fungsbericht hat dabei die Aufgabe, durch die Dokumentation wesentlicher Prüfungsfest-stellungen die Überwachung des Unternehmens durch das zuständige Organ zu unter-stützen. Er richtet sich daher - unbeschadet eines etwaigen, durch spezialgesetzliche Vor-schriften begründeten Rechts Dritter zum Empfang oder zur Einsichtnahme - ausschließ-lich an Organe des Unternehmens zur unternehmensinternen Verwendung.  Unserer Tätigkeit liegt unser Auftragsbestätigungsschreiben zur Prüfung der vorliegenden Rechnungslegung einschließlich der "Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschafts-prüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften" in der vom Institut der Wirtschaftsprüfer herausgegebenen Fassung vom 1. Januar 2017 zugrunde.  Dieser Prüfungsbericht ist ausschließlich dazu bestimmt, Grundlage von Entscheidungen der Organe des Unternehmens zu sein, und ist nicht für andere als bestimmungs-gemäße Zwecke zu verwenden, sodass wir Dritten gegenüber keine Verantwortung, Haftung oder anderweitige Pflichten übernehmen, es sei denn, dass wir mit dem Dritten eine anderslau-tende schriftliche Vereinbarung geschlossen hätten oder ein solcher Haftungsausschluss unwirksam wäre.  Wir weisen ausdrücklich darauf hin, dass wir keine Aktualisierung des Prüfungsberichts und/oder Bestätigungsvermerks hinsichtlich nach der Erteilung des Bestätigungsvermerks eintretender Ereignisse oder Umstände vornehmen, sofern hierzu keine gesetzliche Ver-pflichtung besteht.  Wer auch immer Informationen dieses Prüfungsberichts zur Kenntnis nimmt, hat ei-gen-verantwortlich zu entscheiden, ob und in welcher Form er diese Informationen für seine Zwecke nützlich und tauglich erachtet und durch eigene Untersuchungshand-lungen er-weitert, verifiziert oder aktualisiert.



Allgemeine Auftragsbedingungen 
für 

Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 

vom 1. Januar 2017 

1. Geltungsbereich

(1) Die Auftragsbedingungen gelten für Verträge zwischen Wirtschaftsprüfern 
oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften (im Nachstehenden zusammenfas-
send „Wirtschaftsprüfer“ genannt) und ihren Auftraggebern über Prüfungen, 
Steuerberatung, Beratungen in wirtschaftlichen Angelegenheiten und sonsti-
ge Aufträge, soweit nicht etwas anderes ausdrücklich schriftlich vereinbart 
oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben ist. 

(2) Dritte können nur dann Ansprüche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftsprüfer und Auftraggeber herleiten, wenn dies ausdrücklich vereinbart 
ist oder sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf 
solche Ansprüche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten 
gegenüber. 

2. Umfang und Ausführung des Auftrags

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein bestimm-
ter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsätzen ordnungs-
mäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer übernimmt im 
Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben der Geschäftsfüh-
rung. Der Wirtschaftsprüfer ist für die Nutzung oder Umsetzung der Ergebnis-
se seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, 
sich zur Durchführung des Auftrags sachverständiger Personen zu bedienen. 

(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf – außer bei betriebs-
wirtschaftlichen Prüfungen – der ausdrücklichen schriftlichen Vereinbarung. 

(3) Ändert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschließenden 
beruflichen Äußerung, so ist der Wirtschaftsprüfer nicht verpflichtet, den 
Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus ergebende Folgerungen 
hinzuweisen. 

3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprüfer alle für 
die Ausführung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weiteren Informa-
tionen rechtzeitig übermittelt werden und ihm von allen Vorgängen und 
Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung des Auftrags von 
Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterlagen und weiteren 
Informationen, Vorgänge und Umstände, die erst während der Tätigkeit des 
Wirtschaftsprüfers bekannt werden. Der Auftraggeber wird dem Wirtschafts-
prüfer geeignete Auskunftspersonen benennen. 

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die Vollstän-
digkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen sowie der 
gegebenen Auskünfte und Erklärungen in einer vom Wirtschaftsprüfer formu-
lierten schriftlichen Erklärung zu bestätigen. 

4. Sicherung der Unabhängigkeit

(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit der 
Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfers gefährdet. Dies gilt für die Dauer des 
Auftragsverhältnisses insbesondere für Angebote auf Anstellung oder Über-
nahme von Organfunktionen und für Angebote, Aufträge auf eigene Rech-
nung zu übernehmen. 

(2) Sollte die Durchführung des Auftrags die Unabhängigkeit des Wirtschafts-
prüfers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netzwerkunter-
nehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf die die Unab-
hängigkeitsvorschriften in gleicher Weise Anwendung finden wie auf den 
Wirtschaftsprüfer, in anderen Auftragsverhältnissen beeinträchtigen, ist der 
Wirtschaftsprüfer zur außerordentlichen Kündigung des Auftrags berechtigt. 

5. Berichterstattung und mündliche Auskünfte

Soweit der Wirtschaftsprüfer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des 
Auftrags schriftlich darzustellen hat, ist alleine diese schriftliche Darstellung 
maßgebend. Entwürfe schriftlicher Darstellungen sind unverbindlich. Sofern 
nicht anders vereinbart, sind mündliche Erklärungen und Auskünfte des 
Wirtschaftsprüfers nur dann verbindlich, wenn sie schriftlich bestätigt werden. 
Erklärungen und Auskünfte des Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten 
Auftrags sind stets unverbindlich. 

6. Weitergabe einer beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers

(1) Die Weitergabe beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers (Arbeits-
ergebnisse oder Auszüge von Arbeitsergebnissen – sei es im Entwurf oder in 
der Endfassung) oder die Information über das Tätigwerden des Wirtschafts-
prüfers für den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der schriftlichen Zustim-
mung des Wirtschaftsprüfers, es sei denn, der Auftraggeber ist zur Weiter-
gabe oder Information aufgrund eines Gesetzes oder einer behördlichen 
Anordnung verpflichtet. 

(2) Die Verwendung beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers und die 
Information über das Tätigwerden des Wirtschaftsprüfers für den Auftragge-
ber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulässig. 

7. Mängelbeseitigung

(1) Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfüllung 
durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. unbe-
rechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der Nacherfül-
lung kann er die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurücktreten; ist der 
Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann der Auftraggeber 
wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zurücktreten, wenn die erbrach-
te Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, Unzumutbarkeit oder 
Unmöglichkeit der Nacherfüllung für ihn ohne Interesse ist. Soweit darüber 
hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt Nr. 9. 

(2) Der Anspruch auf Beseitigung von Mängeln muss vom Auftraggeber 
unverzüglich in Textform geltend gemacht werden. Ansprüche nach Abs. 1, 
die nicht auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, verjähren nach Ablauf 
eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn. 

(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und 
formelle Mängel, die in einer beruflichen Äußerung (Bericht, Gutachten und 
dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom Wirt-
schaftsprüfer auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkeiten, die 
geeignet sind, in der beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers enthaltene 
Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die Äußerung auch Dritten 
gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fällen ist der Auftragge-
ber vom Wirtschaftsprüfer tunlichst vorher zu hören. 

8. Schweigepflicht gegenüber Dritten, Datenschutz

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 HGB, 
§ 43 WPO, § 203 StGB) verpflichtet, über Tatsachen und Umstände, die ihm
bei seiner Berufstätigkeit anvertraut oder bekannt werden, Stillschweigen zu 
bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht 
entbindet. 

(2) Der Wirtschaftsprüfer wird bei der Verarbeitung von personenbezogenen 
Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Datenschutz 
beachten. 

9. Haftung

(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprüfers, insbe-
sondere Prüfungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen Haf-
tungsbeschränkungen, insbesondere die Haftungsbeschränkung des § 323 
Abs. 2 HGB. 

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung findet 
noch eine einzelvertragliche Haftungsbeschränkung besteht, ist die Haftung 
des Wirtschaftsprüfers für Schadensersatzansprüche jeder Art, mit Ausnah-
me von Schäden aus der Verletzung von Leben, Körper und Gesundheit, 
sowie von Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 1 
ProdHaftG begründen, bei einem fahrlässig verursachten einzelnen Scha-
densfall gemäß § 54a Abs. 1 Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschränkt. 

(3) Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis mit dem Auf-
traggeber stehen dem Wirtschaftsprüfer auch gegenüber Dritten zu. 

(4) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprüfer 
bestehenden Vertragsverhältnis Ansprüche aus einer fahrlässigen Pflichtver-
letzung des Wirtschaftsprüfers her, gilt der in Abs. 2 genannte Höchstbetrag 
für die betreffenden Ansprüche aller Anspruchsteller insgesamt. 
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(5) Ein einzelner Schadensfall im Sinne von Abs. 2 ist auch bezüglich eines 
aus mehreren Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens 
gegeben. Der einzelne Schadensfall umfasst sämtliche Folgen einer Pflicht-
verletzung ohne Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in mehreren 
aufeinanderfolgenden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf 
gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als 
einheitliche Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten mitei-
nander in rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In 
diesem Fall kann der Wirtschaftsprüfer nur bis zur Höhe von 5 Mio. € in 
Anspruch genommen werden. Die Begrenzung auf das Fünffache der Min-
destversicherungssumme gilt nicht bei gesetzlich vorgeschriebenen Pflicht-
prüfungen. 

(6) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs 
Monaten nach der schriftlichen Ablehnung der Ersatzleistung Klage erhoben 
wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies gilt nicht 
für Schadensersatzansprüche, die auf vorsätzliches Verhalten zurückzufüh-
ren sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Körper oder 
Gesundheit sowie bei Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 
1 ProdHaftG begründen. Das Recht, die Einrede der Verjährung geltend zu 
machen, bleibt unberührt. 

 

10. Ergänzende Bestimmungen für Prüfungsaufträge 

(1) Ändert der Auftraggeber nachträglich den durch den Wirtschaftsprüfer 
geprüften und mit einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschluss oder 
Lagebericht, darf er diesen Bestätigungsvermerk nicht weiterverwenden. 

Hat der Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist ein 
Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung im Lage-
bericht oder an anderer für die Öffentlichkeit bestimmter Stelle nur mit schrift-
licher Einwilligung des Wirtschaftsprüfers und mit dem von ihm genehmigten 
Wortlaut zulässig. 

(2) Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, so darf der 
Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber 
den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des 
Wirtschaftsprüfers den Widerruf bekanntzugeben. 

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. Weitere 
Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt. 

 

11. Ergänzende Bestimmungen für Hilfeleistung in Steuersachen 

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuerli-
chen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftraggeber 
genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und vollstän-
dig zugrunde zu legen; dies gilt auch für Buchführungsaufträge. Er hat jedoch 
den Auftraggeber auf von ihm festgestellte Unrichtigkeiten hinzuweisen. 

(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen 
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprüfer hierzu 
ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In diesem Fall hat der Auftragge-
ber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahrung von Fristen wesentlichen 
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass 
dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung 
steht. 

(3) Mangels einer anderweitigen schriftlichen Vereinbarung umfasst die 
laufende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tätigkei-
ten: 

a) Ausarbeitung der Jahressteuererklärungen für die Einkommensteuer, 
Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer sowie der Vermögensteuererklä-
rungen, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber vorzulegenden Jahres-
abschlüsse und sonstiger für die Besteuerung erforderlicher Aufstellungen 
und Nachweise 

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern 

c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den 
unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden 

d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von 
Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern 

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der 
unter a) genannten Steuern. 

Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die 
wesentliche veröffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung. 

(4) Erhält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerberatung ein Pau-
schalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher Vereinbarungen die 
unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert zu honorie-
ren. 

(5) Sofern der Wirtschaftsprüfer auch Steuerberater ist und die Steuerbera-
tervergütungsverordnung für die Bemessung der Vergütung anzuwenden ist, 
kann eine höhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergütung in Textform 
vereinbart werden. 

 

 

(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Körper-
schaftsteuer, Gewerbesteuer, Einheitsbewertung und Vermögensteuer sowie 
aller Fragen der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben 
erfolgt auf Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch für 

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf 
dem Gebiet der Erbschaftsteuer, Kapitalverkehrsteuer, Grunderwerbsteuer, 

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der Fi-
nanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen, 

c) die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit Um-
wandlungen, Kapitalerhöhung und -herabsetzung, Sanierung, Eintritt und 
Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveräußerung, Liquidation und 
dergleichen und 

d) die Unterstützung bei der Erfüllung von Anzeige- und Dokumentations-
pflichten. 

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als 
zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu nicht die Überprüfung 
etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob alle 
in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen wahrge-
nommen worden sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung der Unter-
lagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht übernommen.  

 

12. Elektronische Kommunikation 

Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprüfer und dem Auftraggeber 
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunikation 
per E-Mail nicht wünscht oder besondere Sicherheitsanforderungen stellt, wie 
etwa die Verschlüsselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den Wirt-
schaftsprüfer entsprechend in Textform informieren. 

 

13. Vergütung 

(1) Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder Honorarforderung 
Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zusätzlich 
berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und Auslagen-
ersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vollen Befrie-
digung seiner Ansprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber haften als 
Gesamtschuldner. 

(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen 
Forderungen des Wirtschaftsprüfers auf Vergütung und Auslagenersatz nur 
mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig. 

 

14. Streitschlichtungen  

Der Wirtschaftsprüfer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer 
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbeile-
gungsgesetzes teilzunehmen. 

 

15. Anzuwendendes Recht 

Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden An-
sprüche gilt nur deutsches Recht. 
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